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Matthias Isert*

Beiträge von Juristinnen zu den Verfassungsdebatten 
(Art. 3 und Art. 6 GG) Anfang der 1990er Jahre

A.  Einleitung

Verfassungsrechtlich sind seit 1949 Frauen und Männer 
gleichberechtigt. Dennoch sind trotz 75 Jahren formaler 
rechtlicher Gleichheit Frauen weiterhin strukturell be-
nachteiligt. Neben politischer Unterrepräsentation lässt 
sich die gesellschaftliche Diskriminierung insbesondere an 
der ökonomischen Stellung von Frauen festmachen. 1 Der 
geringere Verdienst ist vor allem auf die hohe Quote an 
Teilzeitbeschäftigten zurückzuführen, die daraus folgt, dass 
Frauen die Hauptlast der unbezahlten Care-Work tragen 
müssen und eine traditionelle Rollenverteilung, die Männer 
im privaten Bereich entlastet, andauert. 2

Die offenkundige Diskrepanz von verfassungsrechtlicher 
Normativität und gesellschaftlicher Wirklichkeit ist schon 
seit Jahren bekannt und begleitete auch die Verfassungs-
diskussion im Zuge des Beitritts der DDR zur BRD Anfang 
der 1990er Jahre. Die Reformerinnen erklärten, dass die 
gesellschaftliche Emanzipation der Frau folglich nicht nur 
die Ergänzung eines abstrakten Gleichstellungsförderungs-
gebotes, sondern auch die Umgestaltung des familiären Be-
reichs erfordere. Dabei beteiligten sich Juristinnen sowohl 
im Vorfeld der gesellschaftlichen Reformdebatte als auch im 
politischen Aushandlungsprozess der Gemeinsamen Ver-
fassungskommission (GVK), 3 die trotz der Ergänzung des 
Art. 3 II GG um einen Gleichstellungsauftrag wegen des 
Scheiterns einer Reform des Art. 6 GG nur teilweise von 
Erfolg gekrönt war.

* Der Autor promoviert bei Prof. Dr. Florian Meinel und arbeitet als Wissen-
schaftlicher Mitarbeiter in einer Berliner Wirtschaftskanzlei.
1  Nach dem unbereinigten Gender Pay Gap verdienen Frauen 18 % weni-
ger als Männer, Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 036 vom 
30. Januar 2023, https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilun-
gen/2023/01/PD23_036_621.html, zuletzt abgerufen am 19.12.2023. 
Schon Simone de Beauvoir bemerkte: »die bürgerlichen Freiheiten bleiben 
abstrakt, solange sie nicht mit einer ökonomischen Unabhängigkeit einher-
gehen«, vgl. Beauvoir, Das andere Geschlecht: Sitte und Sexus der Frau 
(1951), S. 842.
2   Ein Viertel der Mütter sind nicht erwerbstätig; unter den erwerbstä-
tigen Müttern arbeiten 66 % in Teilzeit, während es unter Vätern nur 7 % 
sind, Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. N 012 vom 7. März 
2022, https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2022/03/
PD22_N012_12.html, zuletzt abgerufen am 19.12.2023. Neben dem wirt-
schaftlichen Wert ist private Sorgearbeit vor allem durch die unermessliche 
Bedeutung von emotionaler Fürsorge gekennzeichnet, die staatliche Ein-
richtungen nur in gewissen Grenzen erbringen können; Schumann, Fami-
lienrecht und Gesellschaftspolitik am Beispiel der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, AcP 220, 701 (703).
3   Dazu nun auch Schumann, Die gescheiterte Reform des Art. 6 GG (Ehe 
und Familie) in der Gemeinsamen Verfassungskommission – eine verpasste 
Chance?, in: Brückweh (Hrsg.), Die Wiederbelebung eines »Nicht-Ereig-
nisses«? Das Grundgesetz und die Verfassungsdebatten von 1989–1994 
(2024), S. 115–153.

Im Folgenden werden zunächst die verschiedenen Reform-
entwürfe beleuchtet (B.) und anschließend die Frage 
beantwortet, warum eine Ergänzung des Art. 3 II GG 
glückte, aber eine verfassungsrechtliche Förderung der öko-
nomischen Selbstständigkeit von Frauen misslang (C.).

B.  Verfassungsentwürfe im Vorfeld

Als sich im Laufe der friedlichen Revolution in der DDR 
abzeichnete, dass eine deutsche Wiedervereinigung mög-
lich war, begann auch die Diskussion über eine gesamt-
deutsche Verfassung, welche das »Provisorium« des Grund-
gesetzes nach Art. 146 GG a.F. ablösen sollte. 4 Letztlich 
sollte ein zügiger Beitritt der DDR auf dem »Holzweg« 
nach Art. 23 GG a.F. erfolgen, 5 wodurch die Verfassungsdis-
kussion aber aufgrund von Art. 5 Einigungsvertrag (EV), der 
zumindest die Revision des Grundgesetzes vorsah, nicht zu 
einem Ende kam. 6

I.  Zentraler Runder Tisch und ostdeutsche Frauenbewegung

Während sich der Machtapparat der SED auflöste, entstand 
der Zentrale Runde Tisch im Dezember 1989 als Institution 
der friedlichen Revolution, in der über die politische und 
verfassungsrechtliche Zukunft der DDR verhandelt und 
durch die Besetzung der Runde mit Vertreter:innen der SED, 
anderer Blockparteien und mit oppositionellen Kräften das 
»politische Machtvakuum […] mit Demokratie« gefüllt 
werden sollte. 7 Auf diese Weise sollte die gestürzte Diktatur 
überwunden und ein gesellschaftlicher Neuanfang gestaltet 
werden. Der von der Arbeitsgruppe »Neue Verfassung der 
DDR« des Runden Tisches ausgearbeitete Verfassungs-
entwurf, der sich wegen der möglichen Wiedervereinigung 
auch am Grundgesetz als einer modernen Verfassung 

4   Im Fokus der Diskussion stand schon die Frage, ob eine Wiedervereini-
gung nach Art. 146 GG a.F. oder ein Beitritt nach Art. 23 GG a.F. (»Saar-
Artikel«) erfolgen soll. Für eine Wiedervereinigung nach Art. 146 GG siehe 
Habermas, Der DM-Nationalismus, Die Zeit Nr. 14 1990, 62 f. Für einen 
Beitritt nach Art. 23 GG a.F. siehe Isensee, Verfassungsrechtliche Wege zur 
deutschen Einheit, ZParl 1990, 309–332.
5   Jeschke/Malanowski, »Königsweg« oder »Holzweg«. Professor Ernst 
Benda über verfassungsrechtliche Fragen der deutschen Wiedervereini-
gung, Spiegel Nr. 18 1990, 75 (75).
6   Nach Art. 5 EV haben sich die gesetzgebenden Körperschaften des ver-
einten Deutschlands »mit der Frage der Anwendung des Artikels 146 des 
Grundgesetzes und in deren Rahmen einer Volksabstimmung« zu befassen, 
Einigungsvertrag, BGBl. II 1990 S. 891.
7   Merkel, Zentraler Runder Tisch, 1. Sitzung, in: Thaysen (Hrsg.), Der 
Zentrale Runde Tisch. Wortprotokoll und Dokumente I (2000), S. 34. Nach 
der DDR-Juristin Rosemarie Will war der Runde Tisch der »legitime Ver-
treter der Macht der Mehrheit« und somit der maßgebliche Souverän; R. 
Will./H.-J. Will, Die Verfassungsfrage in der DDR auf dem Weg zur deut-
schen Einheit, KritV 1990, 157 (162).
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orientierte, 8 konnte nach der Neuwahl der Volkskammer 
knapp nicht die notwendige Mehrheit finden, wirkte aber 
dennoch als Vorbild in der deutschen Verfassungsdebatte 
fort. 9

1.  Unabhängiger Frauenverband und Rosemarie Will

Am Runden Tisch konnte besonders der Unabhängige 
Frauenverband (UFV), gegründet am 3.12.1989 als hetero-
gener Zusammenschluss mehrerer informeller DDR-Frauen-
bewegungen, die Verwirklichung des geschlechtlichen 
Gleichstellungsgebots und die Normierung von Rechten, 
die die ökonomische Selbstständigkeit der Frau und die Ver-
einbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit sichern sollten, 
vorantreiben. 10 Die Frauenpolitik und die Entwicklung der 
Geschlechterverhältnisse in der DDR waren ambivalent: 
Im Gegensatz zur BRD galt das Leitbild der berufstätigen 
Frau und der Staat förderte durch zahlreiche progressive 
Regelungen die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbs-
tätigkeit; die gesellschaftliche Benachteiligung der Frauen 
dauerte gleichwohl an. 11 Trotz hoher Berufsquote fehlte eine 
Beteiligung an »politischem Kapital«, 12 sodass traditionell 
gefestigte Geschlechterrollen nicht aufgebrochen werden 
konnten und die Emanzipation der Frau sich auf eine größt-
mögliche Angleichung an männliche Ideale beschränkte, 
die dadurch mit einer Doppelbelastung einherging. 13 Aus 
feministischer Perspektive war es also notwendig, einerseits 
die im deutsch-deutschen Vergleich große Errungenschaft 
der ökonomischen Unabhängigkeit der Frau zu sichern, die 
besonders durch den Prozess der Wiedervereinigung ge-
fährdet schien, und andererseits die strukturelle politische 
und gesellschaftliche Benachteiligung abzubauen. 14 Als 
Beraterin des UFV in Verfassungsfragen fungierte die 
Rechtswissenschaftlerin Rosemarie Will, die seit September 
1989 Professorin für Staatsrecht an der HU Berlin und die 
einzige Frau in der Redaktionsgruppe des Verfassungs-
entwurfs war. 15 In der Umbruchphase der späten 1980er 
Jahre arbeitete sie in dem reformorientierten Forschungs-
projekt »Moderner Sozialismus«, in welchem sie das 
instrumentelle Rechtsverständnis in der DDR kritisierte und 

8   Will/Will (Fn. 7), KritV 1990, 157 (164).
9   Mittrop, Vom Runden Tisch zur gemeinsamen Verfassungskommission? 
Beitrag ostdeutscher Frauen zur »vereinigungsbedingten Erneuerung« des 
Art. 3 Abs. 2 GG, in: Dux et. al. (Hrsg.), FRAU.MACHT.RECHT. 100 
Jahre in juristischen Berufen (2023), S. 51 (58).
10   Mittrop (Fn. 9), S. 51 (55). Ausgangspunkt war das »Manifest für eine 
autonome Frauenbewegung« von Ina Merkel, die auch zu einer der zentralen 
Protagonistinnen des UFV zählte; Sänger, Begrenzte Teilhabe. Ostdeutsche 
Frauenbewegung und zentraler Runder Tisch in der DDR (2005), S. 141 ff.
11   Schumann (Fn. 2), AcP 220, 701 (714).
12   Etwa die Einbindung in informelle Netzwerke, Bourdieu, Die »sowje-
tische« Variante und das politische Kapital, in: ders., Praktische Vernunft. 
Zur Theorie des Handelns (1998), S. 28–32.
13   Vgl. Merkel, Leitbilder und Lebensweisen von Frauen in der DDR, in: 
Kaelble et. al. (Hrsg.), Sozialgeschichte der DDR (1994), S. 359 (376).
14   Sänger (Fn. 10), S. 141 ff., 146 f.
15   Mittrop (Fn. 9), S. 51 (56). Zu der Expertengruppe des Runden Tisches 
zählten neben R. Will auch westdeutsche Verfassungsrechtler wie Ulrich K. 
Preuß oder Bernhard Schlink; Arbeitsgruppe »Neue Verfassung der DDR« 
des Runden Tisches, Verfassungsentwurf für die DDR (1990), S. 78.

die Bedeutung von einklagbaren Grundrechten hervorhob. 16 
Die Abwicklung der DDR und die damit einhergehenden 
Schließungen der juristischen Fakultäten bedeuteten für 
viele Rechtswissenschaftler:innen das Ende der Tätigkeit; 
die Berliner Fakultät hingegen blieb unter anderem wegen 
ihrer »mutigen Dekanin« bestehen. 17 Später offenbarte sie 
ihre eigene schmerzliche Erkenntnis, dass das politische 
System die mangelnde Gewährung subjektiver Freiheits-
rechte als Grundfehler enthielt und die Reformbemühungen 
folglich chancenlos waren. 18

2.  Positionspapier, Sozialcharta und Verfassungsentwurf

Der UFV erzielte durch die Einrichtung der AG »Gleich-
stellung« die Erarbeitung eines Positionspapiers für Gleich-
stellungsfragen sowie durch die Mitarbeit bei einer Sozial-
charta und einem Verfassungsentwurf einige Erfolge. 19

In dem Positionspapier vom 5.3.1990 wurde aufgezeigt, 
dass Gleichstellung nicht nur »die formale Gleichheit, 
etwa reduziert auf Gleichberechtigung im juristischen 
Sinne, sondern vielmehr Chancengleichheit bezüglich 
selbstbestimmter persönlicher Entwicklung und bezüg-
lich der Partizipationsmöglichkeiten in allen Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens« umfasse. 20 Der Verband 
erkannte die strukturelle Benachteiligung der Frau auch 
in der »sozialistischen« Gesellschaft der DDR, betonte 
jedoch, dass »die ökonomisch selbstständige Existenz der 
Frau […] elementare und unabdingbare Voraussetzung für 
ihre Emanzipation und Selbstbestimmung« sei. 21 Neben 
der Bedeutung eines »Menschenrecht[s] auf Berufstätig-
keit« wies er darauf hin, dass bei einer Hinterfragung der 
bedarfsdeckenden Bereitstellung von Kinderbetreuungs-
einrichtungen ein Rückschritt hinter das bisher in der DDR 
erreichte Maß der Gleichstellung drohe. 22 Damit einher-
gehend müssten auch die Arbeitsbedingungen angepasst 
werden, etwa in Form flexibler Arbeitszeitregelungen, 
sodass die Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit, Kinder-
betreuung und Partnerschaft gewährleistet sei. 23 Aus der 
Historie der DDR resultierte allerdings die Erkenntnis, dass 
allein die ökonomische Angleichung keine vollständige 
Emanzipation hervorbrachte und die Frauenfrage nicht 
lediglich ein »Nebenwiderspruch« war. So seien beispiels-

16   Schöneburg, Vom Ludergeruch der Basisdemokratie. Geschichte und 
Schicksal des Verfassungsentwurfes des Runden Tisches, in: FS Will 
(2016), S. 114 (114). Zur Notwendigkeit eines sozialistischen Rechtsstaats 
R. Will, Rechtsstaatlichkeit als Moment demokratischer politischer Macht-
ausübung, Deutsche Zeitschrift für Philosophie 1989, 801 (808 ff.). Zum Re-
formprojekt siehe Land, Eine demokratische DDR? Das Projekt »Moderner 
Sozialismus«, APuZ 11/2010, S. 13 ff.
17   Wesel, Recht, Unrecht und Gerechtigkeit – Von der Weimarer Republik 
bis heute (2003), S. 219.
18   R. Will, »Was bleibt?«, in: dies. (Hrsg.), Rechtswissenschaft in der 
DDR – Was wird von ihr bleiben? (1995), S. 9 (23).
19   Sänger (Fn. 10), S. 291 ff.
20   Positionspapier AG »Gleichstellungsfragen«, in: Thaysen (Hrsg.), Der 
Zentrale Runde Tisch der DDR IV (2000), S. 975 (975).
21   A.a.O., S. 975 (975).
22   Ebd.
23   A.a.O., S. 975 (976).
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weise auch »politische Instrumentarien« wie Quoten-
regelungen, eine »Neubestimmung des Leistungsbegriffs«, 
der nach seiner herkömmlichen Interpretation mit der Ab-
wertung traditioneller weiblicher Arbeit einhergehe, und 
das Aufbrechen typischer Rollenbilder durch pädagogische 
Förderung der Selbstbestimmung erforderlich. 24

Parallel zu dem Positionspapier wirkte der UFV auch an 
der Sozialcharta mit, die angesichts der möglicherweise 
bevorstehenden deutschen Einheit »die Sicherung vor-
handener sozialer Standards gewährleisten« und weiter-
entwickeln sollte. 25 Die enthaltenen Forderungen zur 
Gleichstellung der Geschlechter deckten sich größtenteils 
mit denen des Positionspapiers, verloren aber gleichzeitig in 
ihrer Gesamtheit an Radikalität: So dauert in der Gewähr-
leistung des Rechts auf Fürsorge »durch ein umfassendes, 
sozialgerechtes und entsprechend dem Leistungsprinzip 
funktionierendes Sicherungssystem« eine strukturelle Be-
nachteiligung der Frau an. 26 Weitergehende Forderungen 
wie etwa die Neubestimmung des Leistungsbegriffes, 
Quotierungen oder Arbeitszeitregelungen wurden nicht 
übernommen, sodass die Sozialcharta insgesamt hinter den 
Forderungen des Positionspapiers zurückblieb. 27

Schon mit der konstituierenden Sitzung beschloss der 
Zentrale Runde Tisch die Ausarbeitung des Entwurfs einer 
neuen Verfassung, die insbesondere nicht nur als »Staats-, 
sondern auch als Gesellschaftsverfassung konzipiert« 
sein sollte, 28 und berief im März 1990 schließlich eine 
Redaktionsgruppe ein. 29 In dem Verfassungsentwurf (VE-
RT), der nur einen kleinen Schritt von der Sozialcharta 
entfernt ist, 30 sind viele der vorausgehenden feministischen 
Forderungen eingearbeitet worden. Das bereits zuvor ge-
forderte Gleichstellungsgebot war nun in Art. 3 II VE-RT 
enthalten: »Der Staat ist verpflichtet, auf die Gleichstellung 
der Frau in Beruf und öffentlichem Leben, in Bildung und 
Ausbildung, in der Familie sowie im Bereich der sozialen 
Sicherung hinzuwirken.« 31 Es blieb jedoch nicht bei dem 
formalen Gleichstellungsauftrag, vielmehr floss ein Überrest 
der ökonomischen »Basis« auch in Art. 22 III VE-RT ein, 
wonach der Staat »die Möglichkeit der Erwerbstätigkeit und 
der beruflichen Bildung Erziehender, insbesondere durch 

24   A.a.O., S. 975 (976 f.).
25   Grundlinien und Standpunkte für eine Sozialcharta, in: Thaysen 
(Hrsg.), Der Zentrale Runde Tisch der DDR IV (2000), S. 964 (964).
26   Ebd. (eigene Hervorhebungen); vgl. Sänger (Fn. 10), S. 304.
27   Young sieht die Sozialcharta noch kritischer: Das Positionspapier sei 
eine »feministische Vision«, in der die Frage der sexuellen Diskriminierung 
nicht auf eine soziale Frage reduziert werde. Bei der Sozialcharta erfolge je-
doch gerade eine solche Unterordnung; Young, Triumph of the Fatherland. 
German Unification and the Marginalization of Women (1999), S. 111.
28   Preuß, Auf der Suche nach der Zivilgesellschaft, in: Guggenberger/
Stein (Hrsg.), Die Verfassungsdiskussion im Jahr der deutschen Einheit 
(1991), S. 357 (359).
29   Fischer, Verfassungsgeschichte der DDR, KJ 1990, 413 (417).
30   Thaysen, Der Runde Tisch. Oder wo war das Volk? Teil 2, ZParl 1990, 
257 (296).
31   Arbeitsgruppe »Neue Verfassung der DDR« des Runden Tisches, Ver-
fassungsentwurf für die DDR (1990), S. 10.

Arbeitszeitregelungen«, fördern sollte. 32 Die Entwürfe 
verdeutlichen, dass die feministische Frage der Gleich-
berechtigung nicht von der ökonomischen Frage der Un-
gleichheit getrennt werden könne und dass die materiellen 
Grundsätze der Frauen- und Familienpolitik des ver-
gangenen SED-Regimes grundsätzlich erhaltenswert seien, 
jedoch einige Korrekturen wie die Entprivilegierung der Ehe 
notwendig wären. 33

Der Verfassungsentwurf wurde schließlich der neu-
gewählten Volkskammer mit einem Begleitschreiben über-
geben, 34 allerdings hatten sich zu diesem Zeitpunkt die 
politischen Verhältnisse in der DDR entscheidend verändert. 
Die erste freie Wahl am 18.3.1990 gewann überraschend die 
von der (West-) CDU dominierte konservative »Allianz 
für Deutschland« mit dem Ziel einer möglichst schnellen 
Wiedervereinigung über den Weg des Art. 23 GG a.F., 
sodass eine Reform der DDR-Verfassung nicht mehr oben 
auf der politischen Tagesordnung stand. 35 So lehnte die 
Volkskammer am 28.4.1990 mit knapper Mehrheit den An-
trag ab, den Verfassungsentwurf zur Beratung anzunehmen. 36 
Der Verfassungsentwurf und damit einer der Erfolge der 
friedlichen Revolution blieb bloße Fiktion, stellte aber im 
Nachgang der öffentlichen Diskussion die verfassungsrecht-
liche Blaupause für eine »nicht hierarchische, gesellschaft-
liche Ausgestaltung des Geschlechterverhältnisses« dar 
und nahm dadurch eine Vorbildfunktion ein. 37 Die ver-
passte Chance der verfassungsrechtlichen Förderung öko-
nomischer Selbstständigkeit von Erziehenden reduzierte im 
Prozess des Beitritts den Einfluss der progressiven Frauen-
politik der DDR, da dem lange geltenden Hausfrauenleit-
bild des Westens nicht andere normative Vorstellungen 
entgegengesetzt werden konnten. Zwar war die Förderung 
der Gleichberechtigung und die Förderung der Vereinbar-
keit von Erwerb und Familie in Art. 31 EV festgehalten und 
politische Maßnahmen erfolgten teilweise auch im Nach-
gang. Ursächlich für die Veränderung der Geschlechterrollen 
in den 1990er Jahren war jedoch nicht das »sozialistische« 
Vorbild der DDR, sondern der Aufstieg des neoliberalen 
Zweiverdienermodells und die »wachsende Einsicht in den 
volkswirtschaftlich bedeutsamen Wert von Familienarbeit«. 38

32   A.a.O., S. 18.
33   Nach Art. 22 I VE-RT stand nur die Familie unter staatlichem Schutz; 
a.a.O., S. 18.
34   Rogner, Der Verfassungsentwurf des Zentralen Runden Tisches der 
DDR (1993), S. 133.
35   Winkel, Die deutsche Einheit als verfassungspolitischer Konflikt, ZParl 
1997, 475 (487); vgl. auch Schlink, Deutsch-deutsche Verfassungsentwick-
lungen im Jahre 1990, in: Guggenberger/Stein (Hrsg.), Die Verfassungsdis-
kussion im Jahr der deutschen Einheit (Fn. 28), S. 19 (26 f.); Kowalczuk, 
Die Übernahme. Wie Ostdeutschland Teil der Bundesrepublik Deutschland 
wurde (2020), S. 43–49.
36   Der große Einwand gegen die Beschäftigung mit dem Entwurf war die 
fehlende Zeit und die mögliche Verzögerung des Beitritts; Fischer (Fn. 29), 
KJ 1990, 413 (419).
37   Sänger (Fn. 10), S. 298.
38   Gerlach, Familienpolitik (2004), S. 184.
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II.  Westdeutsche Frauenbewegung

Die umfassenden Verfassungsdiskussionen, die nach der 
Wiedervereinigung geführt wurden, animierten auch die 
westdeutsche Frauenbewegung, sich zu beteiligen, obwohl 
die Bedeutung von Rechtssetzung zuvor lange Zeit ignoriert 
oder abgelehnt worden war. 39 Durch die Bemühungen 
von Vertreterinnen der neuen Frauenbewegung wie Ute 
Gerhard rückte das emanzipatorische Potential von Recht 
und Verfassung in den Möglichkeitsraum der feministischen 
Bewegung zurück. Die Forderungen des »Frankfurter 
Frauenmanifests« und der »Frauen in bester Verfassung« 
müssen als Ausdruck der Auseinandersetzungen in der 
feministischen Bewegung verstanden werden. Danach ist 
nicht nur die Gleichberechtigung der Frau entscheidend, also 
die Angleichung an ein Rechtsideal (Gleichheit), sondern 
zugleich die Ermöglichung von Selbstbestimmung und An-
erkennung von Unterschieden zwischen den Geschlechtern 
(Differenz-Debatte). 40

1.  Ute Gerhard

Stellvertretend für das reformatorische Lager in der 
feministischen Bewegung, die »den Doppelcharakter von 
Recht als ein Instrument des Zwangs und der Freiheit« be-
tonten, 41 steht Ute Gerhard, die 1939 in Köln geboren wurde. 
Nach ihrem ersten juristischen Examen 1962 begann sie zu-
nächst ein interdisziplinäres Promotionsvorhaben, welches 
sie aufgrund von Heirat und Schwangerschaft nicht beenden 
konnte. 42 In den 1970er Jahren nahm sie ihr Engagement 
in der feministischen Bewegung und ihre dazugehörige 
wissenschaftliche Tätigkeit wieder auf und beendete 1977 
ihr neues Dissertationsvorhaben. 43 Ihre wissenschaftliche 
Betätigung, die sie zunehmend als soziologisch einordnete, 
konzentrierte sich auf die Geschichte der feministischen Be-
wegung und die Rolle des Rechts und hörte gleichwohl nicht 
an disziplinären Grenzen auf. In der westdeutschen Frauen-
bewegung vertrat sie eine reformierende Position und hielt 
trotz starker gegenläufiger Strömungen an einem grundsätz-
lichen Universalismus des Begriffs der Gleichheit und des 
Rechts fest, den sie gegen die relativierenden Stimmen der 
differenzorientierten Position verteidigte. 44

39   Gerhard, Notwendig interdisziplinär. Zum Stand der Geschlechterfor-
schung im Recht, in: Baer/Sacksofsky (Hrsg.), Autonomie im Recht – Ge-
schlechtstheoretisch vermessen (2018), S. 403 (404).
40   Vgl. Beiträge, in: Gerhard et. al. (Hrsg.), Differenz und Gleichheit. 
Menschenrechte haben (k)ein Geschlecht (1990). Siehe zu der sog. Diffe-
renz-Position grundlegend Gilligan, Die andere Stimme. Lebenskonflikte 
und Moral der Frau (1984), S. 93 ff. 
41   Gerhard, Wie ich Soziologin wurde – eine Rekonstruktion, in: Vogel 
(Hrsg.), Wege in die Soziologie und die Frauen und Geschlechterforschung 
(2006), S. 50 (56).
42   Gerhard bezeichnet später den anfänglichen Optimismus hinsichtlich 
der Bewältigung der Promotion und der Kindererziehung und -pflege als 
»Illusion, die uns heute, postfeministisch, bekannt vorkommen mag«; Ger-
hard (Fn. 41), S. 50 (55).
43   Gerhard (Fn. 41), S. 50 (56).
44   Gerhard, Über Frauenalltag und Frauenrechte – Und über die Notwen-
digkeit, »aus der Rolle zu fallen«, in: dies./Limbach (Hrsg.), Rechtsalltag 
von Frauen (1988), S. 17 (18 ff.).

2.  Frauen in bester Verfassung

Für das Frankfurter Frauenmanifest war insbesondere der 
Katalog an Frauenrechten, der unter dem Titel »Frauen 
in bester Verfassung« vorgestellt worden ist, ein wichtiger 
Orientierungspunkt und von entscheidendem Ein-
fluss. 45 Dieser Katalog aus acht Programmpunkten, der 
im April 1990 veröffentlich worden ist, war eine Initiative 
der Feministinnen Heide Hering, Renate Sadrozinski und 
Susanne von Paczensky, die den zuvor veröffentlichten Ent-
wurf des Runden Tisches bezüglich des Geschlechterver-
hältnisses als unzureichend betrachteten. 46 Der Katalog ent-
hielt wie der Verfassungsentwurf des Runden Tisches ein 
Förderungsgebot als Staatszielbestimmung, aber hinsicht-
lich der faktischen Diskriminierung der Frau im privaten 
und familiären Bereich verblieb der Reformvorschlag nicht 
bei der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit: 
Danach dürfe die Kindererziehung »keine Nachteile bringen, 
insbesondere nicht bei Ausbildung und Weiterbildung, im 
Erwerbsleben, bei der Alterssicherung oder bei der Wahr-
nehmung politischer Aufgaben«. 47 Die Forderungen bezüg-
lich des Staatsziels und der Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerb sollten dabei nicht nur feministische Utopie, sondern 
realpolitische Verfassungsreformvorschläge sein, die für die 
Autorinnen auch mit der »großen Hoffnung« der tatsäch-
lichen Umsetzung einhergingen. 48

3.  Frankfurter Frauenmanifest

Die Initiative »Frauen für eine neue Verfassung«, die aus 
einer Kooperation des Frauenreferats der Stadt Frankfurt 
a.M. und der Frauenforschung an der Goethe-Universität 
entstanden ist, veranstaltete am 29.9.1990 das »Forum 
zur Verfassungsdebatte«, in dem auf der Basis des Grund-
gesetzes nicht nur über die Implementierung neuer 
Regelungen zur Geschlechterfrage, sondern auch über 
»die Verfassung als Gesamtkonzeption gerechter Verhält-
nisse« diskutiert wurde. 49 Der Fokus lag auf der Reform des 
»Gleichberechtigungsartikels« und der Ergänzung eines 
Gleichstellungsauftrags, der in der feministischen Theorie 
aufgrund der »Differenz-Debatte« von besonderer Brisanz 
war, 50 sodass die Frage der ökonomischen Selbstständig-
keit, zu der auch ein Umdenken bezüglich des Arbeits-
verständnisses angemahnt wurde, und der Vereinbarkeit 
von Erwerbstätigkeit und Familie in den Vorträgen nur 
randständig Beachtung fand. 51 In dem aus der Diskussion 

45   Gerhard, Einleitung, Feministische Studien S1/1991, 3 (4 f.).
46   Hering, »Frauen in bester Verfassung«, Feministische Studien 
S1/1991, 97 (98).
47   Hering /v. Paczensky/Sadrozinski, »Frauen in bester Verfassung«, Femi-
nistische Studien S1/1991, 115 (115).
48   Hering (Fn. 46), Feministische Studien S1/1991, 97 (100).
49   Gerhard (Fn. 45), 3 (5).
50   Vgl. Maihofer, Eine notwendige Ergänzung des Gleichberechtigungs-
artikels, Feministische Studien S1/1991, 38 (41 ff.).
51   Dies lag aber auch daran, dass bzgl. der ökonomischen Selbstständig-
keit weitestgehend Einigkeit bestand; vgl. Böttger, Gleichberechtigung – ein 
uneingelöstes Versprechen, Feministische Studien S1/1991, 25 (29); Lim-
bach, Zur Rechtsstellung von Eltern und Kindern, Feministische Studien 
S1/1991, 51 (52); Wiegmann, Voraussetzungen für das Selbstbestimmungs-
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hervorgegangen Verfassungsentwurf findet sich neben dem 
Gleichstellungsauftrag und der verfassungsrechtlichen Er-
möglichung von Maßnahmen der aktiven Frauenförderung 
durch positive Diskriminierung (»Kompensationsklausel«) 
in Art. 3 II GG, die in ihrer Ausgestaltung und Formulierung 
umstritten waren, 52 eine Reform des Art. 6 GG, die deut-
lich differenzierter ausgestaltet war als die bloße Wieder-
gabe der Formel von der Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbstätigkeit. So formuliert der Vorschlag zu Art. 6 III GG: 
»[…] Wer Kinder erzieht, hat Anspruch auf angemessene 
staatliche Hilfen und gesellschaftliche Rücksichtnahme. 
Kindererziehen darf keine Nachteile bringen, insbesondere 
nicht bei Ausbildung und Weiterbildung im Erwerbs-
leben, bei der Alterssicherung oder bei der Wahrnehmung 
politischer Aufgaben. Der Staat fördert die Möglichkeit der 
Erwerbstätigkeit und der beruflichen Bildung Erziehender, 
insbesondere durch Arbeitszeitregelungen.« 53 In dem Ent-
wurf des Artikels, der erkennbar an die Formulierung aus 
dem Forderungspapier der »Frauen in bester Verfassung« 
angelehnt ist, wird deutlich, dass eine bloße Angleichung an 
den Mann vermieden werden sollte. Die ökonomische Selbst-
ständigkeit sei wichtig, jedoch erfordere eine Emanzipation 
mehr als eine ökonomische Angleichung, nämlich auch ein 
gesamtgesellschaftliches Umdenken und ein Abschied von 
einem androzentrischen Arbeitsideal. 54

III.  Vergleich der Entwürfe

Auch wenn die Entwürfe der verschiedenen Initiativen die 
emanzipatorische Bedeutung von Recht hervorheben, ein 
materielles Gleichheitsverständnis betonen und damit 
eine ähnliche Stoßrichtung aufweisen, sind – neben der di-
vergierenden Radikalität der Entwürfe – entscheidende 
theoretische Unterschiede aufzufinden: Im Zentrum der 
Forderungen des UFV standen der Erhalt und die Ver-
besserung der ökonomischen Selbstständigkeit der Frau 
sowie die Sicherung der lohnabhängigen Erwerbstätig-
keit. 55 Er erklärte, dass mit Arbeit und Beschäftigung neben 
der ökonomischen Selbstständigkeit auch eine soziale An-
erkennung und Identitätsstiftung einhergehe: »Berufsarbeit 
ist nicht nur als Mittel zum Erwerb des Lebensunterhalts 
faßbar, sondern hat eine sinngebende und sozial ver-

recht der Frau, Feministische Studien S1/1991, 53 (53 ff.).
52   Art. 3 II des Entwurfs eines Frankfurter Frauenmanifests sah eine 
»gleichberechtigte Teilhabe in allen gesellschaftlichen Bereichen« vor. Der 
Begriff Gleichstellung war sehr umstritten und fand sich nur als Alternativ-
vorschlag in dem Entwurf wieder; Entwurf eines Frankfurter Frauenmani-
fests: »Frauen für eine neue Verfassung«, Feministische Studien S1/1991 
S1, 107 (110).
53   A.a.O., S. 107 (111).
54   Anders als im Kontext von Art. 3 II GG bestand bei der Formulierung 
des Art. 6 GG Einigkeit und es wurden keine Alternativvorschläge genannt; 
a.a.O., S. 107 (111). Wiegmann, die in ihrem Beitrag die Problematik der un-
entgeltlichen Sorgearbeit darstellte, schlug alternativ vor, die Vereinbarkeit 
in Art. 3 II GG zu normieren; dies. (Fn. 51), Feministische Studien S1/1991, 
53 (55).
55   Die ökonomischen Aspekte waren auch deswegen relevanter, weil 
Frauen in der ehemaligen DDR infolge des Beitritts viel stärker als Män-
ner von Erwerbslosigkeit bedroht waren; Rudolph, Einflußpotentiale und 
Machtbarrieren. Frauenpolitik in der Verfassungsdiskussion (1996), S. 97.

bindende Funktion und stellt daher einen Eigenwert dar, der 
durch eine soziale ›Abfederung‹ nicht zu ersetzen ist.« 56 
Eine Förderung der Stellung der Frau bedeutete dabei auch 
primär eine androzentrische Angleichung und den Ruf nach 
einem aktiven, gestaltenden Staat, der verfassungsrechtlich 
durch soziale Grundrechte und Staatszielbestimmungen zu 
der einfachgesetzlichen Ausgestaltung angehalten wird.

Die westdeutsche Frauenbewegung setzte als Schlüssel zur 
Emanzipation stärker auf Selbstbestimmung und weniger auf 
einen »paternalistischen« Staat. Die Aporie der Differenz-
Debatte in der feministischen Theorie manifestierte sich in 
der Uneinigkeit bei der Formulierung der Reformvorschläge. 
Bei der Reform des Art. 6 GG war die Erwerbstätigkeit nicht 
mehr primäres Ziel und nur eine von vielen Möglichkeiten 
der autonomen Ausgestaltung subjektiver Lebensrealität. 
Diese Differenzierung floss später durch die Beiträge von 
Andrea Maihofer, Heide Hering, Ute Sacksofsky, Ute Gerhard 
und Barbara Degen in die Arbeit der GVK ein. 57 Zusammen-
fassend lässt sich sagen, dass die ostdeutschen Vorfeld-
arbeiten wesentlich stärker von einem androzentrischen 
Gleichheitsideal geprägt waren, zugleich aber die Not-
wendigkeit der ökonomischen Selbstständigkeit von Frauen 
pointierter artikulieren konnten, während die feministische 
Bewegung Westdeutschlands die strukturellen Defizite er-
kannte, hingegen in dem »Differenz-Dilemma« gefangen 
blieb.

C.  Diskussion in der Gemeinsamen Verfassungskom-
mission

Der Einigungsvertrag vom 31.8.1990 enthielt ein »ge-
spaltenes« Verfahren, nach dem in Art. 4, 6 und 7 EV bei-
trittsbedingte Verfassungsänderungen vorgesehen waren, 58 
zugleich jedoch in Art. 5 EV festgehalten worden ist, dass 
die gesetzgebenden Körperschaften »sich innerhalb von 
zwei Jahren mit den im Zusammenhang mit der deutschen 
Einigung aufgeworfenen Fragen zur Änderung oder Er-
gänzung des Grundgesetzes zu befassen« haben. 59 Einzelne 
Themenbereiche waren in dem Vertrag explizit genannt, 
jedoch war das Reformprogramm nicht begrenzt und so be-
anspruchte die GVK, die mit der Umsetzung des Art. 5 EV 
beauftragt worden war und sich aus Mitgliedern des Bundes-
tags und -rats zusammensetzte, auch ein »Selbstbefassungs-
recht« ohne Kompetenzbeschränkungen. 60 In dem Kontext 
des Geschlechterverhältnisses ist auch die Maßgabe des Art. 
31 EV zu berücksichtigen, der das Ziel der Verwirklichung 
der Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern unter 
dem Gesichtspunkt der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
bekräftigt. 61

56   Positionspapier »Gleichstellungsfragen«, in: Thaysen (Hrsg.), Der 
Zentrale Runde Tisch der DDR IV (2000), S. 975.
57   Maihofer, Hering und Sacksofsky traten als Sachverständige zu Art. 3 II 
GG und Gerhard und Degen zu Art. 6 GG auf.
58   BGBl. 1990 II S. 889 ff.
59   BGBl. 1990 II S. 891.
60   BT-Drs. 12/6000, S. 10.
61   Art. 31 EV: (1) Es ist die Aufgabe des gesamtdeutschen Gesetzgebers, 
die Gesetzgebung zur Gleichberechtigung zwischen Männern und Frauen 
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I.  Verhältnis von Art. 3 II und Art. 6 GG

Die Aktivistinnen der Vorfeldentwürfe erkannten, dass sich 
die Frage des Geschlechterverhältnisses verfassungsrecht-
lich nicht allein durch Art. 3 II GG greifen lässt, sondern nur 
im Verbund mit Art. 6 GG verstanden werden kann, der – ob-
wohl kein »frauenspezifisches Grundrecht« 62 – aufgrund der 
faktischen Doppelbelastung der Frau die gesellschaftliche 
Wirklichkeit der ökonomischen Ungleichheit mitbestimmt. 
Die liberale Idee der verfassungsrechtlichen Institution 
eines grundsätzlich vorstaatlichen Bereichs, der in der 
Nachkriegszeit mit konservativer und christlicher Familien-
ideologie gefüllt wurde, bestimmte das Verständnis der 
»wertentscheidenden Grundsatznorm«. 63 Die grundrecht-
liche Abwehrfunktion des Art. 6 I GG instrumentalisierten 
konservative Rechtswissenschaftler – teilweise jedoch 
unter Korrektur durch die Rechtsprechung des BVerfG –, 
um die Reichweite des Gleichberechtigungsgebots nach 
Art.  3  II GG einzuschränken. 64 Der liberale Schutzmantel 
des Artikels ermöglichte der Adenauer-Regierung die recht-
liche Ausgestaltung der Ehe und Familie nach traditionellen, 
christlichen Werten (Leitbild der Hausfrauenehe). 65 Aber 
auch nach Herstellung formaler Gleichheit bewirkte neben 
fehlendem politischen Handlungswillen die Interpretation 
der Abwehrfunktion des Art. 6 I GG die andauernde soziale 
Wirklichkeit des »männlichen Ernährermodells« und die 
unvollständige ökonomische Emanzipation der Frau auf-
grund der alleinigen Bewältigung der privaten Sorgearbeit. 66 
Wie zuvor in den Vorfelddiskussionen erklärt, wiesen auch 
in den Sitzungen der GVK die Vertreter:innen darauf hin, 
dass die tatsächliche Gleichberechtigung i.R.v. Art. 3 II GG 
die Erfüllung materieller Bedingungen wie ökonomischer 
Selbstständigkeit, der Überwindung der Geschlechterrollen 
und einer Aufteilung der privaten Sorgearbeit erfordere. 67

weiterzuentwickeln. (2) Es ist die Aufgabe des gesamtdeutschen Gesetz-
gebers, angesichts unterschiedlicher rechtlicher und institutioneller Aus-
gangssituationen bei der Erwerbstätigkeit von Müttern und Vätern die 
Rechtslage unter dem Gesichtspunkt der Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf zu gestalten. BGBl. 1990 II S. 900. 
62   Limbach, Stenographischer Bericht (im Folgenden StenBer), 14. Sit-
zung GVK, S. 6.
63   Vgl. Schwab, Gleichberechtigung und Familienrecht im 20. Jahrhun-
dert, in: Gerhard (Hrsg.), Frauen in der Geschichte des Rechts (1997), 
S. 790 (808 ff.).
64   Vgl. nur Entscheidung zum Stichentscheid, BVerfGE 10, 59 (siehe auch 
schon BVerfGE 3, 225); Berghahn, Verfassungsrecht und Verfassungswan-
del, in: Baer/Lepperhoff (Hrsg.), Gleichberechtigte Familien (2007), S. 44 
(46 f.).
65   Mit der Ehe- und Scheidungsreform vom 1.7.1977 entfiel das Leitbild 
offiziell, jedoch dauerte es inoffiziell durch ökonomische Anreize weiter 
an; Berghahn, Der Ritt auf der Schnecke – Rechtliche Gleichstellung in 
der BRD, in: Koreuber/Mager (Hrsg.), Recht und Geschlecht. Zwischen 
Gleichberechtigung, Gleichstellung und Differenz (2004), S. 59 (61).
66   Berghahn (Fn. 64), S. 44 (49 ff.).
67   Z.B. Böhrk, StenBer 10. Sitzung GVK, S. 17 f., speziell mit Blick auf 
die wirtschaftliche Umstrukturierung in der ehemaligen DDR oder auch 
Schoppe, a.a.O., S. 21, die auf die gesellschaftliche Bedeutung der privaten 
Sorgearbeit hinwies.

II.  Die strukturellen Probleme der GVK

Die SPD-Politikerin und Hochschullehrerin Jutta Limbach, 
geboren am 27.3.1934 in Berlin, war eine der wenigen Frauen, 
die der GVK angehörten. So waren von den 64 ordent-
lichen Kommissionsmitgliedern anfangs nur elf Mitglieder 
Frauen. Limbachs Beiträge in der Verfassungsdebatte im 
Zuge des Beitritts der DDR zur BRD reduzierten sich nicht 
auf ihre Tätigkeit als SPD-Berichterstatterin für die Reform 
des Art. 3 II GG und des Art. 6 GG, sondern sie wirkte 
auch bei der feministischen Vorfelddiskussion mit. 68 In 
ihrem Engagement bewegte sie sich regelmäßig im Bereich 
zwischen Rechtswissenschaft und politischem Aktivismus. 69 
In der Diskussion in der GVK mussten Limbach und ihre 
Mitstreiterinnen sich gegenüber einer Übermacht an männ-
lichen Politikern behaupten, die die Reformbemühungen 
teilweise ablehnten oder ignorierten. 70 Besonders bei der 
CDU hatten die reformwilligen Frauen Probleme, mit ihren 
Forderungen durchzudringen, da sog. »Frauenthemen« 
auf Desinteresse stießen. 71 Dass zudem viele Männer der 
Union in traditionell orientierten Familienkonstellationen 
lebten und so ihre »patriarchalen Machtinteressen« mög-
licherweise gefährdet sahen, darf bei der Betrachtung der 
Diskussion nicht vernachlässigt werden. 72 Bei der kleinen 
Zahl von Frauen in der GVK ist es nicht verwunderlich, dass 
auch der Einfluss der Interessen ostdeutscher Frauen, die 
nach dem Beitritt der DDR besonders von Erwerbslosigkeit 
betroffen waren, 73 verschwindend gering war: Mit Marianne 
Birthler nahm nur eine einzige ostdeutsche Frau als ordent-
liches Mitglied teil. 74 Die besondere prekäre Lage der ost-
deutschen Frauen wurde mit Ausnahme von kleineren Hin-
weisen in der GVK nie ausreichend berücksichtigt.

III.  Kompromiss bei Art. 3 II GG

Die Diskrepanz zwischen dem formalen Gleichberech-
tigungsgebot nach Art. 3 II GG und der gesellschaftlichen 
Realität der fortdauernden fehlenden Gleichstellung sollte 
aus Sicht der Oppositionsparteien vor dem Hintergrund der 
verschiedenen gesellschaftlichen Fraueninitiativen durch 
Ergänzungen des Artikels reduziert werden. 75 Im Fokus 

68   Gestaltung des Art. 6 des Frankfurter Frauenmanifest, Limbach 
(Fn. 51), S. 51-53.
69   Plett, Nachruf auf Jutta Limbach, Zeitschrift für Rechtssoziologie 2016, 
314 (317).
70   Auch in der SPD mussten die Frauen den »Machtkampf zwischen den 
Geschlechtern« aufnehmen, Hanewinckel zit. nach Rudolph (Fn. 55), S. 114. 
Schoppe, StenBer 10. Sitzung GVK, S. 19, missfiel, »dass diese Überlegun-
gen, die draußen angestellt werden, hier einfach nicht ankommen, weil wir 
uns hier in verkrusteten männlichen Strukturen aufhalten«.
71   Vgl. Rudolph (Fn. 55), S. 220 f., 238 f.
72   Rudolph (Fn. 55), S. 261; Berghahn, Ehe und Familie in der Verfassungs-
diskussion, KJ 1993, 397 (398).
73   Böhm, Wo stehen wir Frauen nach 40 Jahren getrennter Geschichte in 
Deutschland West und Ost?, Feministische Studien 2/1992, 28 (32).
74   Bei den Sachverständigen zu Art. 3 und Art. 6 GG hatte auch keine 
Person eine ostdeutsche Biografie, Mittrop (Fn. 9), S. 51 (68).
75   Neben den Oppositionsparteien setzte sich auch die Frauenunion für 
eine Ergänzung des Art. 3 II GG ein, vgl. Formulierungsvorschläge zur Er-
gänzung der von Art. 3 Abs. 2 und 3 GG, Arbeitsunterlage Nr. 100 der GVK.



GRZ	   Isert: Beiträge von Juristinnen zu den Verfassungsdebatten (Art. 3 und Art. 6 GG) Anfang der 1990er Jahre    123

der Reformvorschläge war zum einen die Einführung eines 
objektiv-rechtlichen Gleichstellungsauftrags und einer 
Kompensationsklausel, deren Vereinbarkeit mit dem Dis-
kriminierungsverbot des Art. 3 III GG umstritten war. 76 
Zwar hatte bereits das BVerfG 1992 festgestellt, dass das 
Gleichberechtigungsgebot nach Art. 3 II GG einen Auftrag 
zu Förderungsmaßnahmen enthalte, um »für die Zukunft 
die Gleichberechtigung der Geschlechter durchzusetzen«, 
und außerdem auch zur Kompensation »faktischer Nach-
teile, die typischerweise Frauen treffen«, berechtige, 77 
jedoch sollte durch die ausdrückliche Normierung diese 
Interpretation der politischen und verfassungsrechtlichen 
Diskussion entzogen werden. 78

1.  Reformvorschläge und Kritik

Der maßgebliche Reformvorschlag war derjenige der SPD-
Gruppe in der GVK: »Der Staat gewährleistet die Gleich-
stellung der Frauen in allen gesellschaftlichen Bereichen.« 79 
Bei diesem Vorschlag entzündete sich die Debatte be-
sonders an dem Begriff der »Gleichstellung«. So ist von 
konservativer und liberaler Seite befürchtet worden, dass 
ein solcher Begriff eine staatlich angeordnete Ergebnis-
gleichheit bedeute, die mit einem freiheitlichen Rechtsstaat 
nicht zu vereinbaren sei. Danach sei »die wahre Gleich-
berechtigung nicht etwa durch Paragraphen, sondern durch 
die gesellschaftliche Wirklichkeit zu erzielen«. 80 Daran an-
knüpfend bemängelten die Vertreter:innen auch, dass die 
Durchsetzung »in allen gesellschaftlichen Bereichen« eine 
staatliche Totalität bedeute, da sie die Grenze zwischen Staat 
und Gesellschaft sowie öffentlich und privat beende. 81 Aber 
auch von progressiven Stimmen regte sich Kritik an dem Vor-
schlag: Die als Sachverständige beauftragte Andrea Maihofer 
bemerkte aus einer differenzorientierten feministischen 
Perspektive, die sie bereits im Vorfeld bei dem Podium zum 
Frankfurter Frauenkongress vertreten hatte, 82 dass der Be-
griff »Gleichstellung« den idealen männlichen Maßstab 
verfestige und somit nur eine Angleichung an den Mann 
fokussiere, die eine autonome Emanzipation der Frauen 
behindere. 83 Daher präferierte sie die Formulierung der 
»gleichberechtigten Teilhabe«, die auch von Bündnis90/
Die Grünen gewählt worden ist. 84 Reformvorschläge kamen 

76   Sacksofsky, Das Grundrecht auf Gleichberechtigung (1996), S. 167 ff.; 
Vogel, Verfassungsreform und Geschlechterverhältnis, in: FS Benda (1995), 
S. 395 (396 f.).
77   BVerfGE 85, 191 (207); vgl. auch BVerfGE 74, 163 (179).
78   Vgl. die Entwicklung hin zu einem Verfassungsauftrag Sacksofsky 
(Fn. 76), S. 160 ff.
79   Ergänzt wurde dieser Gleichstellungsauftrag durch eine Kompensa-
tionsklausel, wonach »zum Ausgleich bestehender Ungleichheiten […] 
Maßnahmen zur Förderung von Frauen zulässig« sind; Vorschlag der SPD-
Mitglieder der Gemeinsamen Verfassungskommission, in: Formulierungs-
vorschläge zur Ergänzung von Art. 3 Abs. 2 und 3 GG, Arbeitsunterlage 
Nr. 100 der GVK.
80   Otto, StenBer 10. Sitzung der GVK, S. 10.
81   Vgl. auch Bericht der GVK, BT-Drs. 12/60000, S. 50 f.
82   Maihofer (Fn. 50), S. 38 ff.
83   Dies., Stellungnahme für die Anhörung zu Art. 3 GG, Arbeitsunterlage 
Nr. 89 der GVK, S. 1.
84   Vorschlag Bündnis90/Die Grünen, Formulierungsvorschläge zur Er-

jedoch nicht nur von oppositioneller Seite: Auch die CDU-
Frauen-Union, die später eine Schlüsselrolle einnahm, legte 
einen moderaten Reformvorschlag vor, nach dem der Staat 
die »Bedingungen für die gleichberechtigte Teilhabe der 
Frauen in allen gesellschaftlichen Bereichen zu schaffen« 
habe. 85 Obwohl die oppositionellen Kräfte somit auf eine 
deutlichere Formulierung drängten, verlief die Konfliktlinie 
damit weniger zwischenparteilich als vielmehr zwischen den 
Geschlechtern.

2.  Der gefundene Kompromiss

Nach Abschluss der Sachverständigenanhörung stagnierte 
der Prozess der Annäherung und die Findung eines 
Kompromisses in den Berichterstattergesprächen drohte 
zu scheitern. 86 Diese Lähmung folgte aus dem Umstand, 
dass die Union bisher noch keine einheitliche Position 
finden konnte und die Frauen-Union weitestgehend isoliert 
war. Erst der Druck der Frauen-Union und eine Inter-
vention des Deutschen Frauenrates beim Bundeskanzler 
Helmut Kohl, der sodann ein »Machtwort« sprach, ver-
half einer Kompromisslösung zum Durchbruch. 87 Mit nur 
einer Gegenstimme beschlossen die Vertreter:innen nach 
langwierigen Verhandlungen in der GVK schließlich die 
Ergänzung des Art. 3 II GG und verzichteten auf weitere 
Frauenrechte oder Kompensationsvorschriften: »Der 
Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin.« 88 Trotz großer Ab-
striche erreichte die Gruppe der SPD schließlich ihr Teilziel, 
dass Art. 3 II GG um eine explizite Staatszielbestimmung 
ergänzt wurde. So konstatierte Jutta Limbach, dass zwar 
etwas Besseres vorstellbar gewesen sei, es aber immerhin 
ein Schritt voran sei. 89 Ob diese Ergänzung tatsächlich ein 
»Schritt voran« ist, lässt sich jedoch trotz des nicht zu ver-
nachlässigenden symbolischen Charakters bezweifeln: Der 
gefundene Kompromiss trug weder zur Klärung rechtlicher 
Probleme wie etwa von (leistungsunabhängigen) Quoten-
regelungen bei, 90 noch trat ein klarer normativer, inhalt-
licher Regelungsgehalt hinzu, den das BVerfG nicht schon 
ohnehin aus der Norm herausgelesen hatte. 91 Die GVK 
blockierte sich als Gremium der Verfassungsreform selbst 
und leistete durch die Nichtbeantwortung von rechtlichen 
Fragen der Justizialisierung der Politik Vorschub. 92 Durch 

gänzung von Art. 3 Abs. 2 und 3 GG, Arbeitsunterlage Nr. 100 der GVK.
85   Vorschlag der CDU-Frauen, Formulierungsvorschläge zur Ergänzung 
der von Art. 3 Abs. 2 und 3 GG, Arbeitsunterlage Nr. 100 der GVK.
86   Rudolph (Fn. 55), S. 236
87   Rudolph (Fn. 55), S. 241 f.
88   Bericht der GVK, BT-Drs. 12/6000, S. 15.
89   Limbach, StenBer 23. Sitzung GVK, S. 12.
90   Dieser Umstand wurde auch schon in der GVK bemerkt: Die Inter-
pretationen waren so unterschiedlich, dass es beinahe noch zum Scheitern 
des Vorschlags kam; vgl. Vogel und Scholz, StenBer 23. Sitzung GVK, S. 19 f.
91   So auch die damalige h.M., vgl. nur Sachs/Osterloh, GG, 1. Auflage 
(1996), Art. 3 Rn. 262; Dreier/Heun, GG, Bd. 1 (1996), Art. 3 Rn. 92.
92   So stellte der CDU-Vertreter Jahn, StenBer 23. Sitzung GVK, S. 7, 
selbstironisch fest, dass die Interpretation »natürlich eine ganz andere 
Frage« sei und »führende Kommentatoren […] ja auch noch Arbeit haben 
[wollen]«; vgl. auch Rudolph (Fn. 55), S. 246.
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die Entscheidung gegen eine konkrete und für die Aufnahme 
einer reduzierten Kompensationsklausel im zweiten Halb-
satz blieben Maßnahmen der positiven Diskriminierung 
und das Verhältnis zu Art. 3 III 1 GG als möglicher Recht-
fertigungsgrund verfassungsrechtlich weiterhin umstritten. 93 
Gleichwohl ist die von konservativer Verfassungslehre be-
fürchtete »dunkle Sentenz« des Formelkompromisses nicht 
zur Wirkung gelangt. 94

IV.  Blockade bei Art. 6 GG

Neben der Debatte um die Ergänzung des Art. 3 GG regten 
die Vertreter:innen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und PDS ebenso eine Reform des Art. 6 GG an. Die Dis-
kriminierung der Frau war zwar auch mit der Ausgestaltung 
und rechtlichen Privilegierung der Institution der Ehe ver-
knüpft, 95 jedoch soll sich hier besonders auf die Reformvor-
schläge zur Normierung der Gewährleistung der Vereinbar-
keit von Familie und Erwerbstätigkeit – die Verknüpfung zu 
dem Gleichstellungsgebot ist hier in der GVK besonders 
vollzogen worden 96 – beschränkt werden.

1.  Verlauf der Diskussion in der GVK

Die Diskussion in der GVK konzentrierte sich im Rahmen 
der Reform des Art. 6 GG auf die Frage der Gleich-
stellung von nichtehelichen Lebensgemeinschaften und 
die Aufnahme von Kinderrechten, sodass die zuvor in den 
frauenpolitischen Entwürfen aufgeworfene Frage der öko-
nomischen Selbstständigkeit der Frau zunehmend in den 
Hintergrund trat.

Schon bei der Anhörung der Sachverständigen zeigte sich die 
Notwendigkeit für die Reform des Artikels. Von den sechs 
angehörten Personen sahen alle außer dem Staatrechtslehrer 
von Campenhausen einen Änderungsbedarf. 97 Dem Ehe- und 
Familienverständnis gehen eine Reihe von Vorannahmen 
voraus, sodass die Ansichten der Sachverständigen durchaus 
kontrovers waren; die Förderung der Vereinbarkeit von Er-
werbstätigkeit und Familie oder zumindest die Anerkennung 
von Pflegeleistungen war jedoch nahezu – von Campenhausen 
und Steiger gingen auf dieses Thema nur implizit ein – 
Konsens. Insbesondere Degen, Coester und Gerhard hoben 

93   Vgl. Vogel (Fn. 76), S. 395 (414 ff.); Sacksofsky (Fn. 76), S. 411 ff. Auch 
heute gegen die Möglichkeit einer Rechtfertigung Reimer, § 129 Gleich-
berechtigung von Männern und Frauen, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), 
Das Staatrecht der Bundesrepublik Deutschland im europäischen Staaten-
verbund, Bd. 4, 1. Auflage (2022), Rn. 82. Für die Möglichkeit der Recht-
fertigung v. Mangoldt/Klein/Starck/Baer/Markard, GG, 7. Auflage (2018), 
Art. 3 Rn. 372 ff.
94   Isensee, Mit blauem Auge davongekommen, NJW 1993, 2583 (2585).
95   Berghahn (Fn. 72), KJ 1993, 397 (403).
96   Gerlach, Die Diskussion um die Rechte und Pflichten der Familie, in: 
Konegen/Nitschke (Hrsg.), Revision des Grundgesetzes? (1997), S. 141 
(159).
97   Zu moderaten Reformen neigten Coester und v. Münch, vgl. Arbeits-
unterlage Nr. 95 und 98 der GVK. Degen und Gerhard sprachen sich für eine 
grundlegende Umgestaltung aus, vgl. Arbeitsunterlage Nr. 96 und 97 der 
GVK. Steiger sah nur geringfügigen Änderungsbedarf, vgl. Arbeitsunterlage 
Nr. 99 der GVK.

in ihren Stellungnahmen und Beiträgen die Bedeutung der 
ökonomischen Selbstständigkeit für die Emanzipation der 
Frauen und die Notwendigkeit einer Staatszielbestimmung 
hervor, 98 während die Verfassungsrechtler von Campenhausen 
und Steiger im Gegensatz dazu den Charakter der »offenen 
Verfassung« betonten, um sich für eine einfachgesetzliche 
Ausgestaltung von Sozialpolitik auszusprechen. 99 Gleich-
wohl kritisierten die Sachverständigen den normativen 
Regelungsgehalt der Forderung nach Anerkennung von 
Erziehungs- und Pflegeleistungen, deren Normierungs-
bereitschaft die Frauen der CDU signalisierten. 100 Der Be-
griff »Anerkennung« sei zu offen, als dass sich dadurch ein 
verfassungsrechtlicher Rahmen für den politischen Hand-
lungsbereich des einfachen Gesetzgebers ergeben könnte; 
insofern hätte der Artikel keinen konkreten Regelungsgehalt, 
welcher rechtliche Verpflichtungen für den Gesetzgeber 
entstehen lasse. 101 Trotz dieser Einwände stellte die grund-
sätzliche Bereitschaft für eine Reform von konservativer 
Seite im Bereich der privaten Sorgearbeit einen Hoffnungs-
schimmer dar, da schon bei der Diskussion zu Art. 3 II GG 
ein Durchbruch maßgeblich durch den Einsatz der Frauen 
in der Union bewirkt worden war. 

Während der Sitzung am 14.1.1993 formulierte schließ-
lich Limbach, die auch SPD-Berichterstatterin für dieses 
Thema war, 102 die Staatszielbestimmung, dass der Staat »die 
Möglichkeit der Mütter und Väter, ihre Familienpflichten 
mit der Erwerbstätigkeit und der Teilnahme am öffentlichen 
Leben zu vereinbaren«, fördern solle, mit dem Hinweis, 
dass dies insbesondere für ostdeutsche Frauen angesichts 
der dortigen wirtschaftlichen Entwicklung relevant sei. 103 
Für viele ostdeutsche Frauen war ihre identitätsstiftende 
Erwerbstätigkeit durch die radikale Schocktherapie der 
Integration in den bundesdeutschen Wirtschaftraum und 
den wirtschaftlichen Kahlschlag der Treuhandpolitik ge-
fährdet oder beendet worden. 104 Eine mögliche Einigung 
konnte in den Berichterstattergesprächen dennoch nicht er-
reicht werden und so bemängelte die SPD-Berichterstatterin 
Peschel-Gutzeit in der Abschlussdebatte vom 17.6.1993 zu der 
Reform des Art. 6 GG die »destruktive Blockadestrategie« 
der CDU. 105

Geprägt war die Diskussion insbesondere auch von 
dem wenige Wochen zuvor veröffentlichten Urteil des 
BVerfG zum Schwangerschaftsabbruch, in dem das Ge-

98   Degen, StenBer 6. Öffentliche Anhörung GVK, S. 5; Coester, a.a.O., 
S. 3; siehe auch Gerhard, a.a.O., S. 8.
99   Steiger deutete an, dass diese Themen gesellschaftspolitische und keine 
verfassungsrechtlichen Fragen seien und somit auch nur sehr begrenzt ver-
fassungsrechtlich zu regeln seien; vgl. StenBer 6. Öffentliche Anhörung 
GVK, S. 11 f., 22; von Campenhausen, a.a.O., S. 35 f.
100   Rahardt-Vahldieck, StenBer 6. Öffentliche Anhörung GVK, S. 14. Vgl. 
auch Vorschlag der CDU-Frauenunion, Arbeitsunterlage Nr. 102 der GVK.
101   Steiger, StenBer 6. Öffentliche Anhörung GVK, S. 22.
102   Vgl. Arbeitsunterlage Nr. 118 der GVK.
103   Limbach, StenBer 14. Sitzung GVK, S. 5; siehe auch Arbeitslage 
Nr.: 118 Anlage 1 der GVK. Die Formulierung entspricht der von Gerhard, 
Vorschläge der Sachverständigen, Arbeitsunterlage Nr. 102 der GVK.
104   Kowalczuk (Fn. 35), S. 148 f., 158.
105   Peschel-Gutzeit, StenBer 24. Sitzung GVK, S. 54.



GRZ	   Isert: Beiträge von Juristinnen zu den Verfassungsdebatten (Art. 3 und Art. 6 GG) Anfang der 1990er Jahre    125

richt feststellte, dass der Schutzauftrag für die Familie 
nach Art.  6  I  GG und das Gleichberechtigungsgebot nach 
Art. 3 II GG den Gesetzgeber verpflichte »Grundlagen dafür 
zu schaffen, daß Familientätigkeit und Erwerbstätigkeit auf-
einander abgestimmt werden können und die Wahrnehmung 
der familiären Erziehungsaufgabe nicht zu beruflichen Nach-
teilen führt«. 106 Für die Reformer:innen war es klar, dass 
diese Auftragsbestimmung analog zu dem Förderungsgebot 
im Rahmen des Art. 3 II GG der politischen Diskussion ent-
zogen werden müsste, 107 während die Gegner der Reform 
argumentierten, dass eine ausdrückliche Normierung auf-
grund der bereits bestehenden Interpretation nicht not-
wendig sei. Vielmehr sei der einfache Gesetzgeber zu 
Reformen angehalten, da dieser die soziale Wirklichkeit 
eher beeinflussen könne als eine (symbolische) verfassungs-
rechtliche Regelung. 108 Geradezu widersprüchlich erscheint 
dazu jedoch die fortdauernde Bekundung einer Aufnahme-
bereitschaft der verfassungsrechtlichen Anerkennung von 
Erziehungs- und Pflegeleistungen, wonach Handlungsbedarf 
gesehen werde, infolge des Urteils aber kein »Schnellschuß« 
erfolgen dürfe, sondern eine sorgfältige Analyse angebracht 
wäre. 109 Nach dieser »niederschmetternden« Entwicklung 
der Reformdiskussion blieben der Senatorin Uhl nur noch 
die mahnenden Worte, dass die Mitglieder der Kommission 
»nicht mehr an Sympathiebekundungen […], sondern daran 
dass wirklich Taten folgen«, gemessen würden. 110 Diese 
Taten blieben jedoch aus und die Anträge für eine Reform 
des Art. 6 GG fanden nicht die erforderliche qualifizierte 
Mehrheit.

2.  Gründe für Blockade

Die Vertreter:innen der Union blieben einer ausführ-
lichen Erklärung für ihre »destruktive Blockadestrategie« 
weitestgehend schuldig, obwohl sie vorgaben, inhaltlich mit 
dem Ziel der Vereinbarkeit von Erwerb und Familie ein-
verstanden zu sein. Im Folgenden soll trotzdem versucht 
werden, zu begründen, warum die Union eine Veränderung 
des Art. 6 GG strikt ablehnte, während es bei Art. 3 II GG 
Kompromissbereitschaft gab.

Im Verlauf der Diskussion signalisierten die Vertreter:innen, 
dass die praktische Umgestaltung der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie eine verfassungsrechtliche Normierung 
nicht erfordere, sondern vielmehr der einfache Gesetz-
geber zuständig sei, der die Probleme auch effektiver regeln 
könnte. 111 Wie auch schon Steiger und von Campenhausen 
darlegten, begrenze das Leitbild der offenen Verfassung 
die Normierung materieller Rechtsziele. Den Forderungen 
nach sozialen Staatszielen und Grundrechten, die ins-
besondere durch die ausgeprägten Regelungen in dem Ver-

106   BVerfGE 88, 203 (260), vgl. auch schon BVerfGE 87, 234 (258).
107   Peschel-Gutzeit, StenBer 24. Sitzung GVK, S. 54.
108   Vgl. Rahardt-Vahldieck, StenBer 24. Sitzung GVK, S. 57 f.
109   Jahn, StenBer 24. Sitzung GVK, S. 62.
110   Uhl, StenBer 24. Sitzung GVK, S. 64.
111   Peschel-Gutzeit, StenBer. 24. Sitzung GVK, S. 55, wies darauf hin, dass 
dies die typische Begründung der Ablehnung sozialer Forderungen war. Vgl. 
auch Bremers, Die Gemeinsame Verfassungsdiskussion (2001), S. 281.

fassungsentwurf des Runden Tisches aufgeworfen worden 
waren, wurde entgegnet, dass in einer Verfassung nur ein 
Grundkanon normiert werden könne, der durch zeitweilige 
politische Ziele verwässert werde. 112

Eine verfassungsrechtliche Normierung hätte zudem auch 
ein finanzpolitisches Umdenken in Form der Einrichtung 
eines bedarfsdeckenden Pflege- und Kinderbetreuungs-
angebots erfordert, welches nach der Ansicht der Mehr-
heit der Vertreter:innen aufgrund der haushaltspolitischen 
Lage nicht realisierbar gewesen wäre. 113 Der Verweis auf 
fehlende finanzielle Mittel ist jedoch primär ein Hinweis 
auf fehlenden politischen Willen: Die »geistig-moralische 
Wende« hatte in der Bundesrepublik auch zu einem Um-
denken in der politischen Ökonomie geführt, die eine 
wirtschaftliche Liberalisierung des Wohlfahrtsstaates zur 
Folge hatte, sodass öffentliche Haushalte gekürzt und staat-
liche Bereiche privatisiert wurden. 114 Ein Ausbau der Ganz-
tagsversorgung von Kindern passte nicht in das wirtschaft-
liche Leitbild eines schlanken »neoliberalen« Staates, der 
aus wirtschaftlicher Perspektive von der unentgeltlichen 
Care-Work vieler Frauen profitiert bzw. auf diese angewiesen 
ist. 115 Die finanziellen Hürden der Einrichtung eines solchen 
Angebots wurden zwar auch von den progressiven Kräften 
nicht in Frage gestellt, 116 jedoch kann dies aus normativer 
Perspektive kein durchschlagendes Argument gegen die 
verfassungsrechtliche Normierung sein, sofern der Ausbau 
grundsätzlich realisierbar ist.

Ein weiterer Grund für die Ablehnung jeglicher Reformen 
des Art. 6 GG kann in dem konservativen Versuch der Er-
haltung der bürgerlichen Kernfamilie als »Keimzelle der 
Gesellschaft« gesehen werden. In der BRD der Nach-
kriegszeit wurde die bürgerliche patriarchale Kernfamilie 
durch eine konservative Familienpolitik konstruiert und 

112   Vgl. zur Ablehnung sozialer Grundrechte in der Rechtswissenschaft 
nur Isensee, Verfassung ohne soziale Grundrechte, Der Staat 1980, 367 ff.; 
Brohm, Soziale Grundrechte und Staatszielbestimmungen in der Verfas-
sung, JZ 1994, 213 (220).
113   Bericht der GVK, BT-Drs. 12/6000, S. 59.
114   Biebricher/Ptak, Soziale Marktwirtschaft und Ordoliberalismus. Zur 
Einführung (2020), S. 151 ff. Im Vergleich zu anderen westlichen Industrie-
staaten war der Prozess der wirtschaftlichen Liberalisierung verzögert, je-
doch holte Deutschland zu den anglo-amerikanischen Vorbildern durch die 
zahlreichen Privatisierungen in den 1990er Jahren schnell auf, vgl. Doering-
Manteuffel/Raphael, Nach dem Boom. Perspektiven auf die Zeitgeschichte 
seit 1970 (2010), S. 65 ff.
115   Fraser, Contradictions of Capital and Care, New Left Review 2016, 
99 (112 ff.). Mit dem Siegeszug des Neoliberalismus sind zahlreiche Re-
produktionstätigkeiten privatisiert worden, was auch bedeutet, dass dieser 
Abbau im familiären Kontext kompensiert werden muss; vgl. Winker, Care 
Revolution. Schritte in eine solidarische Gesellschaft (2015), S. 35 ff. Zur 
ökonomischen Ausbeutung der Frau im Kapitalismus Beer, Geschlecht, 
Struktur, Geschichte. Soziale Konstituierung des Geschlechterverhältnis 
(1990), S. 29 ff., 47 ff., 187 ff.
116   Schoppe, StenBer 14. Sitzung GVK, S. 11. Der zunehmende Einfluss 
des Neoliberalismus strahlte zunehmend auf das gesamte Parteienspektrum 
jenseits der PDS aus, Biebricher/Ptak (Fn. 114), S. 156. Fraser beklagt, dass 
»der Traum von der Frauenemanzipation in den Dienst der kapitalistischen 
Akkumulationsmaschine gestellt« wird; Fraser, Feminismus, Kapitalismus 
und die List der Geschichte, Blätter 8/2009, 43 (52).
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gefestigt, bei der die Frau aus der Erwerbstätigkeit zurück 
in die Familie geholt wurde. 117 Diese wurde zur Keimzelle 
und zum essenziellen Grundbaustein der bürgerlichen 
Gesellschaft stilisiert. 118 Der familiäre Bereich soll nach 
liberalem Verständnis einen möglichst staatsfreien Bereich 
darstellen, wurde aber gerade durch konservative staat-
liche Politik ausgestaltet. Das BVerfG brach teilweise das 
hierarchische Familienverständnis auf; das Leitbild der 
geschlechterspezifischen Arbeitsteilung dauerte jedoch 
an. 119 Besorgt wurde ab den 1970er Jahren mit dem An-
stieg der Erwerbstätigkeit der Frauen auf den »Verfall« 
der traditionellen Familie geblickt. 120 Zwar betonten auch 
konservative Juristen wie von Campenhausen, dass »der 
gestrige Zustand keineswegs idealisiert und verabsolutiert 
werden darf«, beschworen jedoch zugleich die ominösen 
»sittlichen Voraussetzungen«, von denen die Familie lebe 
und die der Staat nicht garantieren könne. 121 So wurde dann 
unter der Kohl-Regierung der Ausbau von sozialer Infra-
struktur nicht gefördert, sondern weiterhin die »sanfte 
Macht der Familie beschworen«, was letztlich bedeutete, 
dass die Frauen den weit überwiegenden Teil der Care- und 
Reproduktionsarbeit auch jetzt noch zu leisten hatten, auch 
wenn die relevanten Regelungen nun geschlechtsneutral 
formuliert waren. 122 Die Diskriminierung der Frau ist für den 
Liberalismus folglich mehr als nur ein »blinder Fleck«, viel-
mehr ist diese in besonderer Weise durch das Trennungsdis-
positiv von Staat und Gesellschaft begünstigt worden. Durch 
den Verweis auf formale Rechtsgleichheit und die Betonung 
der Privatautonomie der Ehepaare, die jedoch die Setzung 
ökonomischer Anreize wie die staatlichen Regelungen 
zum Ehegattensplitting unterläuft, kann eine konservative, 
patriarchale Familienstruktur aufrechterhalten werden, die 
eine inhärente Furcht vor Verrechtlichung mit sich bringt. 123 
Eine verfassungsrechtliche Neuordnung der vorstaatlichen 
»Keimzelle« der Familie wird danach als Politisierung und 
Abkehr vom liberalen Staat verstanden, dem vorgeworfen 
wird, die Gleichstellung als ideale Leitvorstellungen er-
zwingen zu wollen.

V.  Nochmal: Verhältnis Art. 3 II und Art. 6 GG

Eine Reform des Art. 6 GG scheiterte somit nicht nur an 
einem herrschenden liberalen Verfassungsverständnis, 
sondern auch an strukturellen ökonomischen und ideo-
logischen Gründen. Die Institution der bürgerlichen Familie 

117   Heinemann, Die patriarchale Familie als »Keimzelle«, VfZ 2021, 701 
(704).
118   Familie wird als soziale Realität erst durch »staatliche Setzungs-
arbeit« konstruiert, aber dann als vorstaatliche Institution verstanden; 
Kreisky/Löffler, Staat und Familie: Ideologie und Realität eines Verhältnis-
ses, ÖZP 2003, 375 (381).
119   Berghahn (Fn. 64), S. 44 (47 ff.). 
120   Gerhard, Die neue Geschlechter(un)ordnung, Feministische Studien 
2010, 194 (198).
121   von Campenhausen, Verfassungsgarantie und sozialer Wandel – Das 
Beispiel von Ehe und Familie, VVDStRL 1987, 7 (10, 50).
122   Gerhard (Fn. 120), S. 194 (202); Schumann (Fn. 2), AcP 220, 701 
(707 f.).
123   Karsten, Der politische Liberalismus und seine Kritikerinnen, KJ 
1998, 45 (49).

war für konservative Vertreter:innen sowohl ideell als 
auch wirtschaftlich zu wertvoll, als dass sie grundlegende 
Reformen, die eine Emanzipation der Frau im privaten und 
gesellschaftlichen Bereich benötigen würde, zugelassen 
hätten. Die weniger substanzielle Ergänzung des Art. 3 II GG, 
die zwar Teilerfolge bewirkte, aber entscheidende Rechts-
fragen nicht klärte und vertagte, war vor dem Hintergrund 
der breiten Unterstützung einfacher zu akzeptieren. 124 Die 
symbolische Festschreibung eines grundsätzlichen Staats-
ziels mit Abstrichen erhielt Einzug, während konkrete 
Zielvorstellungen, durch deren Normierung auch die ge-
sellschaftliche Realität der bürgerlichen traditionellen 
Familie verändert würde, keinen verfassungsrechtlichen 
Charakter haben durften.

D.  Fazit

Die Geschichte der Verfassungsdiskussion und -entwürfe, 
die die Diskrepanz von verfassungsrechtlicher Normativi-
tät und sozialer Faktizität beseitigen sollten, endet mit dem 
ernüchternden Ergebnis der Ergänzung des Förderungs-
gebots und des Ausbleibens jeglicher Reform des Art. 6 GG. 
Wirtschaftliche und verfassungstheoretische Erwägungen, 
die von einer konservativen Familienideologie begleitet 
wurden, verhinderten jegliche Ansätze der normativen 
Förderung ökonomischer Selbstständigkeit von Frauen. Ob-
wohl der Entwurf des Runden Tisches unter dem Einfluss 
des UFV den Startpunkt für die Verfassungsdebatte und 
damit auch für die Normierung der Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie darstellte, sind die Schicksale und Stimmen 
ostdeutscher Frauen und Rechtswissenschaftlerinnen in 
der späteren Diskussion der GVK weitgehend nicht be-
achtet worden. Das Veränderungspotential der Entwürfe 
im Vorfeld, die sich nun als bloße Utopie darstellen, blieb 
ungenutzt, sodass der Rückzug hinter das »bewährte« 
Grundgesetz mit gutem Grund als eine »verspielte Chance« 
bezeichnet werden kann. 125 Die progressiven Reformbe-
mühungen von Gerhard, Limbach und anderen waren nicht 
stark genug, die Blockade konservativer Traditionalisten zu 
durchbrechen: »Die Verfassungskommission ist gescheitert. 

– Aber in der Logik konservativer Politik ist gerade das ihr 
Erfolg«. 126 Mittlerweile hat das BVerfG die Gleichwertigkeit 
von Familien- und Erwerbsarbeit als einen in Art. 6 I i.V.m. 
Art. 3 II GG enthaltenen Grundsatz anerkannt, 127 wobei 
die Notwendigkeit der gerechten Aufteilung der privaten 
Sorgearbeit durch den Siegeszug des neoliberalen »Zwei-
verdienermodells« nicht an gesellschaftlicher Relevanz ver-
loren hat.

124   Mit Blick auf die zukünftige Unterstützung durch Wählerinnen war 
die CDU möglicherweise zu einem Kompromiss gezwungen; vgl. Rudolph 
(Fn. 55), S. 254.
125   So Incesu, die zudem auch prognostizierte, dass »damit für lange Zeit 
ein Schlusspunkt in der Debatte gesetzt wird«; Incesu, Verspielte Chance, 
KJ 1994, 475 (488).
126   Evers, Entsorgte Einigung, in: Guggenberger/Meier (Hrsg.), Der Sou-
verän auf der Nebenbühne (1994), S. 50 (50).
127   BVerfGE 105, 1 (10 ff.); BVerfGE 128, 193 (207).


